
I. Allgemeines

Kommt der Mieter seinen Zahlungsverpflichtungen nicht nach, 

tritt also eine Leistungsstörung ein, ist der Vermieter nicht 

verpflichtet, dies hinzunehmen. Er kann, wenn der Mieter 

beispielsweise an zwei hintereinander folgenden Zahlungs-

terminen in Verzug ist, das Mietverhältnis fristlos kündigen. 

Das Rechtsleben ist derart vielfältig, dass der Vermieter in 

zahlreichen weiteren Fällen befugt ist, das Vertragsverhält-

nis einseitig zu beenden. Dabei ist es mit der Kündigung, der 

Räumungsklage und dem Räumungsurteil (dem sog. Titel) 

noch lange nicht getan. Der Vermieter kann den Mieter nicht 

eigenmächtig an die frische Luft setzen, sondern muss sich 

hierzu der staatlichen Gewalt bedienen, das heißt, den Ge-

richtsvollzieher einschalten.

II. Der Ablauf der klassischen Räumungsvollstreckung

1. Wohnung

Nach den Vorstellungen des Gesetzgebers soll die Räu-

mungsvollstreckung wie folgt ablaufen: Der Gerichtsvollzieher 

kündigt den Räumungstermin dem Schuldner (Mieter) min-

destens drei Wochen vorher an und prüft, ob der Schuldner 

etwa freiwillig auszieht. Oder ob umgekehrt dem Schuldner im 

Falle einer Räumung Obdachlosigkeit drohen würde, so dass 

die Sozialbehörden zur Behebung der Gefahr zu benachrich-

tigen wären. Trifft keine dieser beiden Optionen zu, erscheint 

er am festgesetzten Räumungstag, um den Schuldner aus 

dem Besitz der Räume zu setzen und den Gläubiger (Ver-

mieter) in den Besitz einzuweisen. Verweigert der Schuldner 

dem Gerichtsvollzieher den Zutritt zur Wohnung, darf er, unter 

Zuhilfenahme von Polizeikräften, auch gegen seinen Wider-

stand die Wohnung öffnen und räumen lassen.

2. Bewegliche Sachen

Die weitere Aufgabe des Gerichtsvollziehers besteht darin, 

die beweglichen Sachen des Schuldners, also sein Hab und 

Gut, aus der Wohnung wegzuschaffen und ihm oder seinen 

Angehörigen zu übergeben. Weigert sich der Schuldner, das 

Räumungsgut in Empfang zu nehmen, darf es der Gerichts-

vollzieher nicht einfach auf der Straße oder sonst im Freien 

abstellen. Vielmehr muss er die Sachen in sein Pfandlokal 

schaffen oder, wenn dort keine Unterstellmöglichkeit besteht, 

sie anderweitig in Verwahrung bringen.

Ausgenommen hiervon sind Müll und Gerümpel. Diese Ge-

genstände darf er, um unnötige Kosten zu ersparen, unver-

sehens zur Müllkippe verbringen lassen. Andererseits muss 

er stark abgenutzte, aber noch benutzbare Möbel, getragene 

Kleidung und persönliche Erinnerungsstücke während der 

zweimonatigen Verwahrungsfrist für den Schuldner zur Ab-

holung bereithalten und ihm, sofern dieser es verlangt, kos-

tenlos herausgeben. Für die Unterbringung und Versorgung 

von Haustieren muss gegebenenfalls das Ordnungsamt im 

Rahmen der Gefahrenabwehr sorgen.
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Die Verwertung der verwahrten Gegenstände findet durch öf-

fentliche Versteigerung statt. Befugt hierzu sind entweder ein 

Versteigerer oder der Gerichtsvollzieher.

3. Auswahl des Spediteurs

Die Auswahl und Beauftragung des Spediteurs, der das Räu-

mungsgut fortschaffen soll, und des Lagerhalters, bei dem 

es untergestellt werden soll, wenn in der Pfandkammer kein 

Platz mehr ist, ist grundsätzlich Aufgabe des Gerichtsvollzie-

hers. Er ist nicht in jedem Fall verpflichtet, einen vom Gläu-

biger beauftragten Spediteur tätig werden zu lassen oder auf 

das Angebot des Gläubigers einzugehen, die Räumung mit 

einem eigenen LKW und eigenen Arbeitskräften durchzufüh-

ren.

Andererseits sind derartige Entscheidungen dem Gerichts-

vollzieher auch nicht grundsätzlich und in jedem Fall unter-

sagt. Er hat nach pflichtgemäßem Ermessen zu handeln. 

Dabei hat er die Interessen des Gläubigers und des Schuld-

ners, aber auch sein eigenes bzw. das des Staates zu berück-

sichtigen; zum Staatsinteresse zählt besonders: Sicherheit 

für die durch die Räumung verursachten Gebühren, Kosten 

und Auslagen, Reduzierung des staatlichen Haftungsrisikos 

auf ein Minimum. Es obliegt seiner Aufsicht, dafür zu sorgen, 

dass keine überhöhten Transport- und Lagerkosten entste-

hen. Sind mehrere gleich effektive Maßnahmen zulässig, 

muss er sich für die kostengünstigere entscheiden.

4. Kostenvorschuss

Damit die notwendigen Kosten des Abtransports und der zu-

nächst erforderlichen Einlagerung in jedem Fall gedeckt sind, 

hat der Gerichtsvollzieher, bevor er den Räumungstermin 

ansetzt, vom Gläubiger einen entsprechenden Vorschuss 

zu verlangen. Dieser Vorschuss ist so zu bemessen, dass er 

die gewöhnlichen Transportkosten einschließlich der Kosten 

der notwendigen Verpackung der Sachen und der Kosten der 

Möbelpacker umfasst. Zahlt der Gläubiger den geforderten 

Vorschuss nicht, kann der Gerichtsvollzieher es ablehnen, die 

Räumung durchzuführen. Verlangt der Schuldner die eingela-

gerten Gegenstände nicht innerhalb von zwei Monaten vom 

Gerichtsvollzieher heraus, hat sie der Gerichtsvollzieher zu 

verkaufen. Soweit die Gegenstände unverkäuflich sind, hat er 

sie zu vernichten.

III. Gegen wen muss ein Räumungstitel erwirkt werden?

1. Allgemeines

Der Gerichtsvollzieher darf die Zwangsvollstreckung nur 

gegen Personen betreiben, die im Räumungsurteil (Titel) 

namentlich bezeichnet sind. Der BGH hat mit Urteil vom 

25.6.2004 (IX a ZB 29 / 04) klargestellt, dass gegen alle Per-

sonen, die Besitz an den herauszugebenden Räumlichkeiten 

haben, ein eigener Räumungstitel erforderlich ist.

I. Worum geht es?
Beim Ziel des Ausbaus der Solarenergie durch Erleichterun-
gen geht es nicht nur um die Balkon-Photovoltaik, sondern 
auch um Themen wie Mieterstrom und die gemeinschaftliche 
Gebäudeversorgung. Hierzu wurden in jüngster Zeit in vielen 
rechtlichen Bereichen (d.h. nicht nur im Steuerrecht) erheb-
liche Verbesserungen zur Förderung der Photovoltaik vorge-
nommen.

II. Steuerrecht

Mit dem Jahressteuergesetz 2022 ist für kleinere Photovolta-
ikanlagen eine weitgehende steuerliche Entlastung eingeführt 
worden. Diese betrifft sowohl die Einkommensteuer als auch 
die Umsatzsteuer.

1. EinkommensteuerFür kleine Anlagen kommt es durch den neuen § 3 Nr.72 
EStG rückwirkend ab 2022 zwingend zur völligen Steuerfrei-
heit. Dies gilt für Photovoltaikanlagen mit einer installierten 
Gesamt-bruttoleistung (laut Marktstammdatenregister) auf, 
an oder in Einfamilienhäusern (einschließlich Dächern von 
Garagen und Carports und anderweitiger Nebengebäude) 
oder nicht Wohnzwecken dienenden Gebäuden (z.B. Gewer-
beimmobilie, Garagenhof) von bis zu 30 kW (peak).Die Steuerbefreiung gilt auch für Photovoltaikanlagen auf 

Mehrfamilienhäusern und gemischt genutzten Gebäuden 
mit Wohn- und Gewerbeeinheiten, mit überwiegender Nut-
zung zu Wohnzwecken bis zu einer Größe von 15 kW (peak) 
(anteiliger Bruttoleistung laut Marktstammdatenregister) pro 
Wohn- und Gewerbeeinheit. Dies begünstigt insbesondere 
Privatvermieter, Wohnungseigentümergemeinschaften, Ge-
nossenschaften und Vermietungsunternehmen. Die Steuer-
befreiung gilt für den Betrieb mehrerer Anlagen bis max. 100 
kW (peak). Diese Grenze ist dabei pro Steuerpflichtigen (na-
türliche Person oder Kapitalgesellschaft) oder pro Mitunter-
nehmerschaft zu prüfen.
Die Steuerbefreiung gilt unabhängig von der Verwendung des 
erzeugten Stroms. Und sie gilt auch dann, wenn die Woh-
nung nicht selbst zu Wohnzwecken genutzt wird. Die Einnah-
men aus Photovoltaikanlagen sind auch steuerbefreit, wenn 
der erzeugte Strom vollständig in das öffentliche Stromnetz 
eingespeist, zum Aufladen eines privaten oder betrieblich ge-
nutzten E-Autos verbraucht oder von Mietern genutzt wird.Werden in einem Betrieb nur steuerfreie Einnahmen aus dem 

Betrieb von begünstigten Photovoltaikanlagen erzielt, braucht 
hierfür kein Gewinn mehr ermittelt und damit z.B. auch keine 
Anlage EÜR abgegeben zu werden.
Zwar betrifft die Änderung nur die Einnahmen, doch mittelbar 
sind auch die Ausgaben einer Photovoltaikanlage betroffen. 
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Damit sind auch alle Aufwendungen (einschließlich der AfA) 
für eine Photovoltaikanlage einkommensteuerlich unbeacht-
lich.

Bei vermögensverwaltenden Personengesellschaften (z.B. 
Vermietungs-GbR) führt der Betrieb von Photovoltaikanla-
gen, die die begünstigten Anlagengrößen nicht überschreiten, 
nicht mehr zu einer gewerblichen Infektion der Vermietungs-
einkünfte.

Für alle Photovoltaikanlagen, die bereits vor dem 1.1.2022 
in Betrieb genommen worden sind, gelten die bisherigen Be-
steuerungsgrundsätze noch für bis einschließlich VZ 2021 
weiter. Rückwirkend ab dem 1.1.2022 fallen diese Anlagen 
aus der Einkommensteuer. Die aufgrund der geringeren Ein-
speisevergütungen von den Finanzämtern vermehrt aufge-
worfene Frage eines Totalgewinns bzw. einer steuerlichen 
Liebhaberei ist ab 2022 hinfällig geworden.
Mit BMF-Schreiben vom 17.07.2023 zu § 3 Nr. 72 EStG (Az. 
IV C 6 - S 2121/23/10001 :001) werden den Finanzämtern 
konkrete Regeln bei der Anwendung der Steuerbefreiung 
nach § 3 Nr. 72 EStG vorgegeben. Dabei geht es neben dem 
persönlichen Anwendungsbereich vor allem um Fragen zum 
sachlichen Anwendungsbereich wie z.B. Leistung und Arten, 
Umfang der Steuerbefreiung, Prüfung der Höchstgrenzen, 
Auswirkungen auf Sonderabschreibung/Investitionsabzugs-
beträge, Übertragung zum Buchwert, Wegfall der gewerbli-
chen Infektion sowie Steuerermäßigung nach § 35a EStG.Gesetzänderung durch Jahressteuergesetz 2024

Durch das JStG 2024 v. 02.12.2024 hat sich in § 3 Nr. 72 Satz 
1 EStG die bisherige objektbezogene Prüfung nach jeweiliger 
Gebäudeart gravierend geändert.
Steuerfrei sind danach nun„die Einnahmen und Entnahmen im Zusammenhang mit dem 
Betrieb von auf, an oder in Gebäuden (einschließlich Neben-
gebäuden) vorhandenen Photovoltaikanlagen, wenn die ins-
tallierte Bruttoleistung laut Marktstammdaten-register bis zu 
30 kW (peak) je Wohn- oder Gewerbeeinheit und insgesamt 
höchstens 100 kW (peak) pro Steuerpflichtigen oder Mitunter-
nehmerschaft beträgt.“ 
Es handelt sich um eine Freigrenze und nicht um einen Frei-
betrag.

Die neue objektbezogene Prüfgrenze (30 kWp-Grenze je 
Wohn- oder Gewerbeeinheit) gilt für Photovoltaikanlagen, 
die nach dem 31.12.2024 angeschafft, in Betrieb genommen 
oder erweitert werden.
Hinweis: Für die Prüfung der objektbezogenen kWp-Grenze 
muss nun zwischen Altanlagen (bis 2024) und Neuanlagen 
(ab 2025) unterschieden werden.

I. Worum geht es?
Durch die Gesetzesänderungen im WEG-Recht und im Miet-
recht hat das Thema Barrierefreiheit an Bedeutung gewon-
nen. Das Behindertengleichstellungsgesetz regelt in § 4:
Barrierefrei sind bauliche und sonstige Anlagen, Verkehrs-
mittel, technische Gebrauchsgegenstände, Systeme der 
Informationsverarbeitung, akustische und visuelle Informa-
tionsquellen und Kommunikationseinrichtungen sowie an-
dere gestaltete Lebensbereiche, wenn sie für behinderte 
Menschen in der allgemein üblichen Weise, ohne besondere 
Erschwernis und grundsätzlich ohne fremde Hilfe zugänglich 
und nutzbar sind.

PRAXISTIPP: Barrierefreies BauenAls Planungsgrundlage im Bereich Bauen und Wohnen dient 
die DIN 18040. Teil 1 der DIN 18040 regelt im öffentlichen Be-
reich eindeutig, was unter „barrierefrei“ zu verstehen ist. Im 
Wohnungsbau dagegen wird in der DIN 18040 Teil 2 unter-
schieden zwischen „barrierefrei“ und „rollstuhlgerecht“.Beispiel:

Nach DIN 18040 Teil 2 ist eine Wohnung „barrierefrei“, wenn 
die Türen innerhalb der Wohnung mindestens 80 cm breit 
sind. „Rollstuhlgerecht“ ist laut DIN 18040 Teil 2, wenn die Tü-
ren mindestens 90 cm breit sind.
In der Praxis bedeutet das: Ein Mensch mit einer Gehbehinde-
rung zieht in eine nach DIN 18040 Teil 2 „barrierefreie“ Woh-
nung ein und kann sich dort ungehindert mit seinen Unter-
armgehstützen fortbewegen. Sobald er allerdings auf einen 
Rollstuhl angewiesen ist, passt er möglicherweise nicht mehr 
durch die Türen, weil diese der DIN entsprechend nur 80 cm 
breit wären.

II. Mietrecht

1. Gesetzliche Neuregelung Ab 1.12.2020 wurde der neue § 554 BGB eingeführt und zum 
17.10.2024 um Steckersolargeräte ergänzt:Barrierereduzierung, E-Mobilität, Einbruchsschutz und 
Steckersolargeräte. (1) Der Mieter kann verlangen, dass ihm der Vermieter bauli-
che Veränderungen der Mietsache erlaubt, die dem Gebrauch 
durch Menschen mit Behinderungen, dem Laden elektrisch 
betriebener Fahrzeuge, dem Einbruchsschutz oder der Strom-
erzeugung durch Steckersolargeräte dienen. Der Anspruch 
besteht nicht, wenn die bauliche Veränderung dem Vermieter 
auch unter Würdigung der Interessen des Mieters nicht zuge-
mutet werden kann. Der Mieter kann sich im Zusammenhang 
mit der baulichen Veränderung zur Leistung einer besonderen 
Sicherheit verpflichten; § 551 III BGB gilt entsprechend. 
(2) Eine zum Nachteil des Mieters abweichende Vereinbarung 
ist unwirksam.
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Diese Regelung knüpft an den zeitgleich aufgehobenen  
§ 554 a BGB („Barrierefreiheit“) an und erweitert diesen so-
wohl inhaltlich als auch hinsichtlich der Anspruchsvorausset-
zungen. Der Anspruch aus § 554 BGB besteht für alle Mieter 
von Wohnraum.

Anspruchsberechtigt sind, wie sich aus § 578 BGB ergibt, 
ebenfalls die Mieter von Grundstücken sowie von Räumen, 
die keine Wohnräume sind, v.a. also Geschäftsräumen. Be-
langlos ist, ob die Notwendigkeit des Umbaus bereits bei 
Vertragsabschluss bestand oder sich erst während des be-
stehenden Mietverhältnisses ergibt. Im Rahmen der Interes-
senabwägung ist zu berücksichtigen, ob der Mieter den Ver-
mieter bei Vertragsabschluss über die Umbaupläne bewusst 
im Unklaren gelassen oder ihn sogar arglistig hierüber ge-
täuscht hat.

Der Anspruch aus § 554 BGB hat keine persönlichen Voraus-
setzungen. So muss, wenn etwa die Zustimmung zu einem 
behindertengerechten Umbau begehrt wird, weder der Mieter 
selbst noch einer der Angehörigen seines Haushalts behindert 
und der Umbau nicht erforderlich sein, um dem Mieter einen 
Verbleib in der Wohnung zu ermöglichen. Erst im Rahmen der 
Interessenabwägung ist das Gewicht der mieterseitigen Um-
baugründe zu berücksichtigen, ob er bspw. die Zustimmung 
zugunsten von regelmäßigen Besuchern oder rein prophylak-
tisch für das eigene Alter begehrt. Nur in diesem Rahmen ist 
demnach die Art einer etwaigen Behinderung und der Zeit-
punkt ihres erstmaligen Auftretens von Belang. 2. Inhalt des Anspruchs nach § 554 BGBa) Bauliche Veränderung und „sonstige Einrichtung“

Der Anspruch regelt, dass der Vermieter seine Einwilligung 
zu einer bestimmten baulichen Veränderung der Mietsache 
erteilt. Darunter fällt jeder erhebliche Eingriff in die bauliche 
Substanz, der nicht ohne Zustimmung des Vermieters zuläs-
sig und der regelmäßig mit einer Überschreitung des vertrags-
gemäßen Gebrauchs verbunden ist. Die Art der baulichen 
Maßnahme hängt von dem mit ihr verfolgten Zweck ab. Die 
Kosten der Baumaßnahme sind vom Mieter zu tragen.b) Gebrauch durch Menschen mit Behinderung

Dem Gebrauch der Wohnung durch Menschen mit Behinde-
rungen dienlich sein kann z.B. der Umbau von Badezimmern 
durch den Einbau behindertengerechter Duschen, Wannen 
und Toiletten, die rollstuhlgerechte Verbreiterung von Türen, 
die Beseitigung von Schwellen sowie das Versetzen von 
Lichtschaltern. Zu den Maßnahmen innerhalb der Wohnung 
gehören auch solche an den Balkonen, Terrassen oder mitver-
mieteten Nebenräumen. § 554 I 1 BGB verschafft dem Mieter 
weiterhin einen Anspruch in Bezug auf solche Bestandteile 
des Gebäudes, die ihm nicht zu seiner alleinigen, sondern 
lediglich zur Mitnutzung vermietet sind. Hier können z.B. die 
Beseitigung von Treppen im Hauseingangsbereich und deren 

Barrierefreiheit

I. Allgemeines

Das Gesetz verpflichtet den Vermieter, die „Mietsache dem 

Mieter in einem zum vertragsgemäßen Gebrauch geeigneten 

Zustand zu überlassen und sie während der Mietzeit in die-

sem Zustand zu erhalten“ (§ 535 Absatz 1, Satz 2 BGB). Oft 

ist es schwierig, den vertragsgemäßen Zustand des Gebäu-

des oder der vermieteten Räume zu ermitteln, da das Gesetz 

keine Aussage darüber trifft, welcher Standard maßgeblich 

sein soll.

II. Gesamthaftungsklauseln

Die Erhaltungslast ist für den Vermieter dann nachteilig, wenn 

Schäden am Grundstück oder Gebäude verursacht werden, 

der Störer oder Täter aber nicht ausfindig gemacht und zur 

Rechenschaft gezogen werden kann. Was liegt für den Ver-

mieter näher, als zu versuchen, sich durch Gesamthaftungs-

klauseln abzusichern? Dabei ist es nicht möglich, die Ge-

samtheit der Mieter vertraglich dahingehend zu verpflichten, 

anteilig für die Kosten der Schadensbeseitigung aufzukom-

men.

Beispiel:

Bei einer Verstopfung im Fallrohr des Mehrfamilienhauses 

kann der Verursacher nicht festgestellt werden. Mit der Folge, 

dass der Vermieter den Schaden auf eigene Kosten beseiti-

gen lassen muss.

Eine (in meist älteren Formularmietverträgen) vorzufindende 

Regelung, wonach die Mieter anteilig zur Kostentragung ver-

pflichtet sind, haben die Gerichte als unzulässig verworfen.

Zum einen, da eine derartige vertragliche Abweichung mit 

dem gesetzlichen Grundgedanken des Äquivalenzprinzips 

(Leistung – Gegenleistung) nicht zu vereinbaren sei. Zum 

anderen, da der Vermieter die Beweislast auf die Mieter ver-

schiebe, indem er ihnen den Nachweis für Umstände auferle-

ge, die in seinen Ver-antwortungsbereich fielen. Vergleichbar 

sind die Fälle von Farb-schmierereien (Graffiti) am oder im 

Gebäude, oder bei Schäden an den Gartenflächen, wenn der 

Täter unbekannt geblieben ist.

III. Mehrheit von Mietern

Ganz anders als im Fall der Hausgemeinschaft, die unter-

einander keine Rechtsgemeinschaft bildet und vertraglich 

auch nicht zur Haftungsgemeinschaft bestimmt werden kann, 

ist die Rechts-lage, wenn eine Personenmehrheit als Mieter 

einer Wohnung auftritt. Dem Vermieter steht es frei, ob er die 

Wohnung an Herrn A oder an Frau A oder an die Eheleute 

A (Herr und Frau A) gemeinsam vermieten will. Das Gleiche 

gilt für den Fall, dass er Herrn A und Frau B bzw. Herrn A 

und Herrn B oder Frau A und Frau B die Wohnung zur ge-

meinsamen Nutzung überlassen will. Im Zweifel sollte er alle 

Gesamthaftung der Mieter
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Wohnungsnutzer vertraglich einbeziehen, also mit allen den 

Mietvertrag abschließen.

Der Vorteil liegt auf der Hand: Die Mieter haften dem Vermie-

ter (Gläubiger) als Gesamtschuldner nach § 421 BGB für 

die Erfüllung des Mietvertrags. Gesamtschuldnerschaft be-

deutet: Der Vermieter kann die Leistung (z.B. Miete, Betriebs-

kosten, Schönheitsreparaturen) von jedem Schuldner nach 

seinem Belieben ganz oder teilweise fordern, er kann die 

Leistung aber insgesamt nur einmal beanspruchen. Die Ge-

samtschuldnerschaft ist für den Gläubiger die sicherste Form 

der Schuldnermehrheit. Da ihm alle Schuldner auf das Ganze 

haften, wird er befriedigt, auch wenn nur einer der Schuldner 

leistungsfähig ist.

 
Beispiel:

Die Miete beträgt 900 €. Der Vermieter hat die Wahl, ob er 

von Herrn A und Frau A je 450 € einfordern oder ob er Herrn 

A oder Frau A auf den gesamten Betrag in Anspruch nehmen 

will. Insgesamt darf er nicht mehr als 900 € einziehen. Zur 

nächsten Mietzahlung kann er den Modus ändern.

IV. Innenverhältnis

Die Erfüllung durch einen Gesamtschuldner wirkt auch für 

den oder die übrigen Schuldner. Im Innenverhältnis, das 

heißt, im Verhältnis der Schuldner (Mieter) zueinander, be-

steht ein ge-setzliches Ausgleichsverhältnis. Aus der inneren 

Verbundenheit der Gesamtschuldner folgt, dass der andere 

Schuldner aus-gleichspflichtig ist, soweit ein Gesamtschuld-

ner den Gläubiger befriedigt. Der selbstständige Ausgleichs-

anspruch besteht bereits mit der Begründung der Gesamt-

schuld, nicht erst mit der Befriedigung des Gläubigers. Die 

Mieter sind wechselseitig verpflichtet, bei der Befriedigung 

des Gläubigers (Vermieters) mitzuwirken.

V. Gesamtgläubigerschaft

Bei der Gesamtgläubigerschaft nach § 428 BGB kann je-

der Gläubiger die Leistung ganz oder teilweise fordern. Der 

Schuldner kann nach seinem Belieben an einen der Gläubi-

ger leisten. Die Gläubiger sind im Verhältnis zueinander zu 

gleichen Anteilen berechtigt. Bei einer Personenmehrheit auf 

der Mieterseite ergibt sich eine gleichzeitige Gesamtschuld-

nerschaft verbunden mit einer Gesamtgläubigerschaft.

VI. Rechtscharakter des Mietvertrages

Der Mietvertrag ist ein gegenseitiger Vertrag. Jeder Vertrags-

teil ist Gläubiger und Schuldner zugleich. Der Vermieter ist 

Gläubiger, was die Miete anbelangt, und Schuldner hinsicht-

lich der Mietsache (Wohnung), zu deren Nutzungsüberlas-

sung er verpflichtet ist. Umgekehrt ist der Mieter Schuldner 

der Miete und Gläubiger bezüglich der Wohnungsüberlas-

sung. Das Gesetz bringt dies wie folgt zum Ausdruck: „Durch 
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vermeiden

	» Tipps gegen Einbrecher
	» Das Schornsteinfegerwesen 
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